Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1357 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 79. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 4. Mai 1955 


1. Abgeordneter 

Amholz 


2. Abgeordneter 
Amholz 


3. Abgeordneter 

Platner 


4. Abgeordnete 
Frau Dr. h. c. 
Lüders 


Wie hoch sind die Beträge, die monatlich seit 
dem 1. April 1954 über Besatzungskosten 

a) in der amerikanisch, 

b) in der britisch und 

c) in der französisch besetzten Zone 

für außerdienstliche Aufwendungen der Besat- 
zungsangehörigen angefordert und verrechnet 
wurden für 

1) Postgebühren, 

2) Fernsprechgebühren, 

3) Telegramm- und Fernschreib gebühren, 

4) Löhne für Hausmädchen, Gärtner und 
Heizer (je besonders), 

5) Heizmaterial und 

6) Beleuchtung? 

Welche Schritte sind von der Bundesregierung 
unternommen worden, um die deutschen 
Originalakten zurückzuerhalten, die sich bei 
Beendigung des Besatzungsregimes noch im 
Besitze ausländischer Regierungen befanden, 
und Originalakten welcher Art bzw. Flerkunft 
sind nicht zurückgegeben worcien und aus 
welchen Gründen? 

Ist der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bereit, sich für die 
Wiedereröffnung der für die Auslandsbe- 
ziehungen der Bundesrepublik sicherlich wert- 
vollen Deutschen Kolonialschule in Witzen- 
hausen einzusetzen? 

Ist die Bundesregierung bereit, alle notwen- 
digen Maßnahmen zu ergreifen, um die ehe- 
dem nach Marburg (Lahn) verlagerten Bestände 
der früheren Preußischen Staatsbibliothek an 
Berlin zurückzugeben? 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorl/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



5. Abgeordneter 

Dr. Hammer 


6. Abgeordneter 

Dr. Stammberger 


7. Abgeordneter 
Dr. Schmid 
(Frankfurt) 


8. Abgeordneter 

Dr. Dittrich 


9. Abgeordneter 

Dr. Schranz 


Welche Anstalten benutzt der Bundesminister 
für Arbeit zur Zeit zur klinischen Unter- 
bringung jener Heimkehrer aus der Kriegs- 
gefangenschaft, bei denen Spätschäden, ins- 
besondere Leberschäden, eine klinische Beob- 
achtung oder klinische Behandlung notwendig 
machen ? 

Hält der Bundesminister . für Arbeit die z. Z. 
zu seiner Verfügung stehenden Anstalten nach 
Zahl, Standort, Ausstattung und Besetzung 
für ausreichend? 

Wie weit sind die Vorarbeiten zum Erlaß 
einer Rechts Verordnung gemäß § 34 Abs. 4 
des Kindergeldgesetzes gediehen, und wann 
ist mit dem Erlaß dieser Verordnung zu 
rechnen ? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um die Besatzungsmächte zu veranlassen, den 
Chlorierungszwang des Trinkwassers in den 
mit Truppen belegten Städten aufzuheben? 

Was soll in dieser Richtung nach Aufhebung 
des Besatzungsstatuts geschehen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Erhöhung der Pauschalgebühren für die 
gemeindeöffentlichen Sprechstellen auf 18 DM 
seit 1. Juli 1954 ein Teil der öffentlichen 
Fernsprech Inhaber nicht mehr in der Lage ist, 
den Anschluß aufrechtzuerhalten, wodurch in 
kleinen Gemeinden und Gemeindetellen bei 
Unfällen und ähnlichen dringenden Angele- 
genheiten keine Fernsprechmöglichkeiten mehr 
bestehen? Kann die Bundespost die Pauschal- 
gebühren für die gemeindeöffentlichen Sprech- 
stellen nicht wieder auf den früheren Betrag her- 
absetzen oder wenigstens in solchen Einzelfällen, 
in denen eine Rentabilität der öffentlichen 
Fernsprech stellen nicht mehr gegeben ist, 
Ermäßigungen der Pauschalgebühren gewähren? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
französische Luftwaffe unter anderem auf 
deutschem Boden eine sogenannte „Wetter- 
station” auf der Hornisgrinde bei Achern 
(Baden) mit 100 Mann besetzt hält, während 
gleiche Stationen bei Straßburg, bei Zaber n 
und Weißenburg auf französischem Gebiet 
nur mit je drei bis acht Mann von der glei- 
chen Stammeinheit beschickt werden, die in 
Achern kaserniert ist? 



10. Abgeordneter 
Jaksch 


1 1. Abgeordneter 
Dr. Arndt 


12. Abgeordneter 

Dr. Lütkens 


Ist ihr gleichfalls bekannt, daß für dieses 
umfangreiche Sonderkommando auf der Hor- 
nisgrinde das dortige Hotel beschlagnahmt 
und als „militärisches Gelände” ein großes 
Gebiet und auch der Zugang zum Mummel- 
see für deutsche Besucher gesperrt ist? 

Was gedenkt sie zu tun, um beschleunigt bei 
den Dienststellen der französischen Besatzungs- 
macht neben einer Beschränkung des militä- 
rischen Sperrgebiets auf ein Mindestmaß auch 
einen Abbau dieser Außenstellen zu erreichen, 
da gleichartige Wetterstationen für die ehe- 
malige deutsche Luftwaffe nur mit einem 
Doppelposten als Personal besetzt waren? 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundes- 
tage die internen Weisungen zur Kenntnis zu 
bringen, welche an die mit der Durchführung 
des Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädi- 
gung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung betrauten Behörden ergangen sind, 
insbesondere die Weisung über sogenannte 
Koppelung der Fälle nach § 69 mit jenen 
nach § 70? 

Kann sie auch eine Begründung für diese 
Koppelung geben? 


Verfährt die Bundesstelle für jugendgefähr- 
dende Schriften so, daß Beisitzer, die keine 
Gelegenheit hatten, die den Geg^mstand der 
Entscheidung bildende Schrift zu lesen, da- 
zu keine Stellung nehmen? 

Ist nach Auffassung der Bundesregierung die 
Bundesprüfstelle dem Gesetz entsprechend 
ordnungsgemäß besetzt, wenn von den zwölf 
in der Verjiandlung gegenwärtigen Mitgliedern 
einzelne Beisitzer ohne Beteiligung an der 
Beratung und Abstimmung sich auf die bloße 
Anwesenheit beschränken? 


Welche Schritte hat die Bundesregierung unter- 
nommen, damit gemäß Nr. 7 des einstimmigen 
Beschlusses des Bundestages vom 26. Februar 
1955 betr. Viermächteverhandlungen über die 
Wiedervereinigung Deutschlands eine „ständi- 
ge Kommission, bestehend aus je einem Ver- 
treter der drei Westmächte und der Bundes- 
republik Deutschland, gebildet werde, deren 



Aufgabe es ist, alle zur friedlichen Wieder- 
vereinigung Deutsdilands sich bietenden Ge- 
legenheiten zu erörtern und Vorschläge auszu- 
arbeiten, um aussichtsreiche Verhandlungen 
vorzubereiten”? 

13. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß, wie Presse- 
Dr. Lülkens meldungen besagen, die Denkschrift des Oberst 

a. D. von Bonin ohne dessen Zutun in die 
Hände des Pressereferenten des Bundesmini- 
steriums für gesamtdeutsche Fragen und von 
diesem an einen Herrn W. W. Schütz geriet, 
der als „Politischer Berater” des Herrn Bun- 
desministers für gesamtdeutsche Fragen be- 
zeichnet wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
deutsche Zollbehörde außerhalb des Lagers 
Grafenwöhr die im Lager beschäftigten Ar- 
beiter in der Stadt Grafenwöhr, in den Eisen- 
bahnzügen, im Bahnhofsgebäude und sogar in 
den Gastwirtschaften kontrolliert? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese Übergriffe 
durch Anweisungen abzustellen? 

15. Abgeordneter Ist dem Bundesminister für das Post- und 

Blachstein Fernmeldewesen bekannt, daß die Zahl der 

von der Industrie hergestellten und vom 
Handel ab gesetzten Fernsehapparate erheblich 
höher liegt als die Zahl der bei der Post ge- 
meldeten Fernsehapparate? 

Was gedenkt der Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen zu veranlassen, um 
die offensichtlich nicht erfaßten Fernsehemp- 
fänger zur Gebührenzahlung zu veranlassen? 

16. Abgeordneter Ist der Bundesminister der Finanzen bereit, 

Seidel (Fürth) den Altersfreibetrag nach § 32b EStG auch 

den Witwen bzw. Witwern über 70 Jahre 
zu gewähren, und von wann an könnte das 
geschehen? 

17. Abgeordneter Welche Pläne hat die Bundesregierung mit 

Dr. Arndt der Villa Massimo in Rom? 

Wann wird die Villa Massimo, die seit 1910 
Sitz der Deutschen Akademie in Rom ist, 
wieder ihrer Zweckbestimmung zugeführt, 
Aufenthalts- und Arbeitsstätte für deutsche 
Maler, Bildhauer, Musiker und Schrifsteller zu 
sein? 


14. Abgeordneter 
Müller 
(Erbendorf) 



18. Abgeordneter 

Miller 


19. Abgeordneter 
Bock 


20. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


21. Abgeordneter 

Kramei 


Ist es dem Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegs geschädigte möglich und 
ist er bereit, auf die obersten Dienstbehörden 
der Länder dahingehend einzuwirken, daß die 
Ausstellung der Flüchtlingsausweise „C” bei 
Gleichstellungsberechtigtennach Artikel 131 GG 
nicht dadurch ungebührlich verzögert wird, 
daß beide Verfahren gekoppelt werden und 
dadurch weitgehende zeitliche und materielle 
Nachteile für die Betroffenen entstehen? 

Was gedenkt der Bundesminister für Arbeit 
zu tun, damit die Differenzen zwischen den 
Arbeitsämtern und den Familienausgleichskas- 
sen nicht auf dem Rücken der Arbeitslosen 
ausgetragen werden, wie es im Bezirk des 
Arbeitsamtes Lübeck vorgekommen ist, wo 
das Arbeitsamt auf Grund der gesetzlichen 
Bestimmungen sich nicht mehr in der Lage 
sieht, Kindergeld zu zahlen, aber auch die 
Familienausgleichkassen keine Zahlungen leisten? 


Wie gedenkt die Bundesregierung bei der 
Einreise aus der sowjetisch besetzten Zone 
der Bundesrepublik Deutschland in die West- 
zone Übergriffe von Zollbeamten - z. B. die 
Beschlagnahme von Büchern von Puschkin, 
Marx, Anatole France, Engels (also Werken 
der Weltliteratur, die in jedem Kulturstaat 
gelesen werden) sowie Büchern über das 
russische Ballett oder mit russischen Volks- 
liedern - künftig zu vermeiden? 

Wie kann sich der an einer Universität tätige 
Wissenschaftler davor schützen, daß ihm bei 
einer solchen Einreise Bücher wie die Sowje- 
tische Enzyklopädie oder die Publikation des 
Staatshaushalts der UDSSR weggenommen 
werden? 

Ist es dem freien Ermessen des Zollbeamten 
überlassen, jede ihm unbekannte Druckschrift 
zunächst einmal einzubehalten, und warum 
können die Beamten keine gedruckte Dienst- 
anweisung vorweisen, die dem Reisenden eine 
Prüfung der Befugnisse ermöglicht? 


Billigt der Bundesminister für das Post- und 
Fernmcldewescn, daß am 21. April 1955 in 
Lörrach (Baden) zwei Postbedienstete in Dienst- 
kleidung vor einem als solchem kenntlichen 
Dienstkraftwagen der Deutschen Bundespost 



auf öffentlichem Straßengrund vor dem Ein- 
gang zur Festhalle in Lörrach Flugblätter des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, der Gewerk- 
schaft öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr, der Deutschen Postgewerkschaft, der 
Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands 
und der Gewerkschaft Erziehung und Wissen- 
schaft an Straßenpassanten, vor allem an 
Besucher einer in der Festhalle stattfindenden 
Kundgebung des Deutschen Beamtenbundes, 
verteilt haben? 


Bonn, den 29. April 1955 



